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Ein Gutshaus? Ein Ferienheim?
Oder eine Klinik? Das imposan-
te, sicher 100 Jahre alte Gebäude
liegt umgeben von Feldern im
Berner Seeland, amHorizont der
verschneite Jurabogen. Grau-
reiher schreiten über den Acker,
schwarz schillernde Krähen
scharren in der Erde, darüber
kreisen Rotmilane.Nächste Ein-
kaufsmöglichkeit ist ein grosser
Hofladen einen knappenKilome-
ter entfernt.

Die Idylle trügt. Der Eschen-
hof bei Gampelen an der Grenze
des Kantons Bern zuNeuenburg
ist ein Rückkehrzentrum, eine
Unterkunft für weggewiesene
Asylsuchende, die eigentlich
nicht in der Schweiz bleiben dür-
fen, aber nicht ausgeschafftwer-
den können.Und auch nicht frei-
willig abreisen.

Besuch in Gampelen
Dieses ist eines von drei festen
Rückkehrzentren im Kanton
Bern; die anderen beiden sind
ein Containerdorf in einem In-
dustriegebiet bei Biel und eine
seit Jahren für Asylsuchende
genutzte Sammelunterkunft in
Aarwangen. Hinzu kommen
temporäre Einrichtungen und
ein neues, auf Familien und
Frauen ausgerichtetes Zentrum.

Die Zustände in den Zentren
werden seit Jahren kritisiert.Des-
halb hat die Berner Kantonsre-
gierung die Nationale Kommis-
sion zur Vermeidung von Folter
beauftragt, sie zu untersuchen.

Besucherinnen und Besucher
dürfen das Zentrum bei Gampe-
len, das früher zumnahe gelege-
nen Gefängnis Witzwil gehörte,
derzeit nicht betreten. Die Ein-

haltung derHygieneregeln habe
Vorrang, teilt das zuständigeAmt
für Bevölkerungsdienste mit.
Zentrumsleiter SenadDelic emp-
fängt vor der Tür. 70 Personen
wohnten derzeit in der Einrich-
tung, darunter drei Frauen in ei-
nem separaten Gebäude, sagt er.

Im Aussenbereich zu sehen
sind nur einzelne Bewohner: ein
rauchender Mann, der an einer
Wand Schutz vor dem eisigen
Wind sucht, ein anderer, dermit
dem Velo davonfährt. Auffällig
hingegen in ihren leuchtend
blauen Jacken sind dieMitarbei-
ter von ORS, der Firma, die die-
se und mehrere andere Schwei-
zer Asylunterkünfte im Auftrag
der Behörden betreibt.

Sogar Lutz Hahn, ORS-Me-
dienbeauftragter aus Zürich, hat
sich die Uniformjacke angelegt.
«Wir haben nach einer öffentli-
chen Ausschreibung die Verant-
wortung hier im Juni 2020 von
der Heilsarmee übernommen»,
erklärt Hahn. «Durch die stren-
geren gesetzlichenVorgaben für
Personen mit einem negativen
Asylentscheid war unser Perso-
nal Prellbock für aufgebrachte
Bewohnende. Doch inzwischen
hat sich die Lage beruhigt.»

Tatsächlich haben dieAsylbe-
hörden in den letzten Jahren den
Druck aufWeggewiesene erhöht.
Sie müssen in zentralen Unter-

künftenwohnen, täglich eineAn-
wesenheitsliste unterschreiben.
Sie dürfen nicht arbeiten, keine
Ausbildung machen, erhalten
nur Nothilfe. Im Kanton Bern
sind das 8 Franken pro Tag und
Person, ein Drittel der Sozialhil-
fe. «Das führt schon an Grenzen
und zu Frust», räumt Hahn ein.
«Aber wir können die Rahmen-
bedingungen nicht ändern.»

Integration nicht vorgesehen
Der Berner Sicherheitsdirektor
Philippe Müller (FDP) sieht da-
bei die Asylsuchenden selbst in
der Verantwortung. «Die Anwe-
senden sind freiwillig im Rück-
kehrzentrum», schreibt er in
einer Stellungnahme. «Personen
mit rechtskräftigem Wegwei-
sungsentscheid sollen nicht in-
tegriert werden.»

Daniel Winkler ist empört
über solcheAussagen. «DieMen-
schen werden in diesen Zentren
zum Teil jahrelang verwahrt»,
sagt der Pfarrer aus Riggisberg
südlich von Bern. Das sei men-
schenunwürdig. «Es ist eineVer-
grämungsstrategie.» Dabei gibt
es zahlreiche Gründe, warum
Weggewiesene nicht in ihre Hei-
matländer ausgeschafft werden
können. Afghanistan ist kein si-
cheres Land. In Eritrea undÄthi-
opien herrscht Krieg. Wer nach
Tibet zurückkehrt, das von China
beherrschtwird,mussmit Inter-
nierung rechnen.

Für einige gibt es allerdings
eine andere Perspektive: die Un-
terbringung bei Privatpersonen.
Im Kanton Bern ist das erlaubt,
in manchen Kantonen still-
schweigend geduldet, in ande-
ren strikt verboten.Mit seiner In-
itiative Riggi-Asyl organisiert
Daniel Winkler private Unter-

künfte für besonders bedürftige
Asylsuchende.

Das alte Bauernhaus, in dem
der Eritreer Bereket Andom mit
seiner Frau Aster Tekle und den
Kindern Rodas (6) und Rai (3)
Zuflucht gefunden hat, liegt ab-
gelegen an einem Hang in Rüti
bei Riggisberg mit Blick auf die
BernerAlpen.Die beiden 33-Jäh-
rigen sind über den Sudan durch
die Sahara nach Nordafrika und
zuletzt über das Mittelmeer in
die Schweiz gelangt.

Bis 2019 lebte Bereket Andom
in der Nähe von Thun, arbeitete
bei einerAsylorganisation,die Fa-
milie hatte eineWohnung.«Dann
kam der Brief», erzählt er. Ihnen
wurde keinAsyl gewährt, sie soll-
ten die Schweiz verlassen. Er
mussteArbeit undWohnungauf-
geben, die Familie ins Rückkehr-
zentrumAarwangen umziehen.

Im Juni 2021 kam dieWende:
Stephan undNadineMaag stell-
ten ihnen zwei kleine Zimmer in
ihrem Bauernhaus zur Verfü-

gung. «Wir sind Freunde gewor-
den», sagt StephanMaag. «Bere-
ket und Aster sind feine Men-
schen.»

Für die Maags, die selbst vier
Kinder haben, ist es ein Auftrag
ihres christlichen Glaubens, Be-
dürftige aufzunehmen. Sie sind
Mitglieder einer freikirchlichen
Gruppe, in der StephanMaag als
Prediger auftritt.

In der Nachbarschaft und im
Dorf seien die Gäste aus Eritrea
freundlich aufgenommen seien,
sagt Nadine Maag. Auch die
Schulbehörde habe alles getan,
um für die 6-jährige Rodas einen
Platz zu finden. «Das Problem ist
nicht etwa die mangelnde Hilfs-
bereitschaft, das Problem sind
die Regeln.»

«Es leiden Seele und Körper»
Insgesamt leben imKanton Bern
gut 600 Menschen von der Not-
hilfe. Etwa 200 Weggewiesene
haben private Unterkünfte ge-
funden.

Schweizweit bezogen im Jahr
2020 laut dem Staatssekretariat
für Migration über 4000 Men-
schen Nothilfe, davon fast drei
Viertel seit mehr als einem Jahr.
«Die Schweiz hat eines der rest-
riktivstenAsylgesetze allerwest-
lichen Länder», sagtWinkler. Für
die Betroffenen sei das eine
schwere Belastung: «Wennman
keine Hoffnung hat, leiden See-
le und Körper.»

Die Weggewiesenen «haben
sich ihrer Pflicht zur selbststän-
digen Ausreise widersetzt»,
meint hingegen der Berner Si-
cherheitsdirektor Philippe Mül-
ler in seiner Stellungnahme. «Es
ist nicht zielführend, klare und
gefestigte politischeMehrheiten
anzuprangern.»

Gestrandet imRückkehrzentrum
Missstände in Asylzentren Unterkünfte für weggewiesene Asylsuchende im Kanton Bern seien mangelhaft,
befindet die Kommission zur Verhinderung von Folter. Besser geht es privat untergebrachtenWeggewiesenen.

Lutz Hahn (links) und Senad Delic
von der Firma ORS. Fotos: R. Moser

Bereket Andom und sein Sohn Rai helfen auf dem Hof ihrer Gastgeber. Foto: Sam Buchli

Nadine Maag und Aster Tekle bereiten gemeinsam eine Mahlzeit vor. Foto: Sam Buchli

Im Rückkehrzentrum Gampelen leben 70 weggewiesene Personen. Foto: Raphael Moser

Nadine und Stephan Maag und ihre vier Kinder mit den Gästen aus Eritrea. Foto: Sam Buchli

«Nicht menschenwürdig»

Die Nationale Kommission zur
Verhinderung von Folter fordert in
einem gestern veröffentlichten
Bericht Verbesserungen in allen
Rückkehrzentren für weggewiese-
nen Asylsuchende im Kanton Bern.
«Die Bedingungen sind für Fami-
lien mit Kindern nicht menschen-
würdig», schreibt die Kommission.
Die Kantonsregierung, welche die
Untersuchung in Auftrag gegeben
hatte, reagierte mit Unverständnis.
«Es ist eine politische Bewertung,
keine juristische», hiess es in einer
Stellungnahme dazu. Dennoch
werde der Kanton Optimierungen
umsetzen. (hbr)

Justiz Die Genfer Staatsanwalt-
schaft hat Rekurs eingereicht ge-
gen den Freispruch in zweiter In-
stanz von Ex-Staatsrat Pierre
MaudetwegenVorteilsannahme
im Zusammenhang mit seiner
Luxusreise nach Abu Dhabi im
Jahr 2015. Das teilte die Staats-
anwaltschaft, die eine bedingte
Freiheitsstrafe von 14 Monaten
für Maudet gefordert hatte, ges-
ternmit.Damitwird das Bundes-
gericht über den FallMaudet ent-
scheiden müssen.

Der ehemalige Staatsrat war
Anfang Januar vom Genfer Kan-
tonsgericht freigesprochenwor-
den. Dieses sah den Tatbestand
derVorteilsannahme als nicht er-
füllt an. Die Tatsache, dass die
Familie des Angeklagten eben-
falls eingeladen wurde, sei kein
zwingendes Indiz dafür, dass da-
mit die Gunst des Staatsrats habe
geweckt werden sollen, hiess es
imUrteil. Es deute nichts darauf
hin, dass es sich dabei um eine
besonders vorteilhafte Behand-
lung handelte, die diesem einen
Gast vorbehalten gewesen sei.

Das erstinstanzliche Genfer
Polizeigericht hatte anders ent-
schieden und den früheren FDP-
Politiker wegen Vorteilsannah-
me zu einer bedingten Geld-
strafe von 300 Tagessätzen zu
400 Franken verurteilt. Zudem
musste Maudet dem Staat Genf
50’000 Franken als Entschädi-
gung zurückzahlen. Das Gericht
kam zum Schluss, dass er durch
die Annahme eines solchen Ge-
schenks das Risiko in Kauf ge-
nommen habe, bei derAmtsaus-
übung beeinflusst zu werden.

In derAnklageschrift hiess es,
Maudet habe sich nicht nur ge-
genüber den beiden Geschäfts-
leuten, die diesenAufenthalt or-
ganisiert hatten, sondern auch
gegenüber der emiratischen Kro-
ne, die den Luxusaufenthalt be-
zahlt hatte, zu Wohlwollen oder
einer möglichen Gegenleistung
verpflichtet. DerVorteil sei Mau-
det angeboten worden, weil er
Staatsrat gewesen sei.

Das letzte Kapitel im Justizfall
Maudet schreibt nun das Bun-
desgericht. Wie das oberste Ge-
richt entscheiden wird, ist nach
Ansicht von Experten offen. (sda)

Affäre Maudet
kommt vor
Bundesgericht

Vernehmlassung Ausländerinnen
undAusländer, die an Schweizer
Hochschulen ausgebildet wur-
den, sollen leichter Zugang zum
Schweizer Arbeitsmarkt erhal-
ten. Das schlägt der Bundesrat
vor. DerTenor bei denVernehm-
lassungsantworten ist meist
wohlwollend, die Gesetzesände-
rung soll angenommenwerden,
insbesondere wegen des Fach-
kräftemangels.

Mit derÄnderung desAuslän-
der- und Integrationsgesetzes
sollen laut Bundesrat Personen
aus Drittstaatenmit einemMas-
terabschluss oder einem Dokto-
rat einer Schweizer Universität
bei Fachkräftemangel einfacher
in der Schweiz arbeiten können.

Dafür sollen sie von den jähr-
lichen Kontingenten für Ange-
stellte aus Staaten, die nicht der
EU oder Efta angehören, ausge-
nommenwerden. Dies unter der
Bedingung, dass ihre Erwerbs-
tätigkeit von «hohem wissen-
schaftlichen und wirtschaftli-
chen Interesse» ist, hiess es zu
Beginn der Vernehmlassung,
deren Frist gestern endete. (sda)

Leichterer Zugang
zumArbeitsmarkt


